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Wichtige Hinweise 
 
Für behinderte Menschen bieten verschiedenste Vorschriften in 
Gesetzen, Erlassen, Satzungen, Tarifen usw. eine Reihe von 
Rechten und Pflichten. Oft können diese aber nur dann genutzt 
werden, wenn Betroffene die Eigenschaft als schwerbehinder-
ter Mensch und weitere Voraussetzungen durch einen Schwer-
behindertenausweis nachweisen. Diese Broschüre will aufzei-
gen, unter welchen Voraussetzungen der Schwerbehinderten-
ausweis vom Versorgungsamt ausgestellt wird und wie der Be-
troffene am Verfahren mitwirken kann. 
 
Grundlage für das Feststellungsverfahren in Schwerbehinder-
tenangelegenheiten ist die Versorgungsmedizin-Verordnung-
(VersMedV). 
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Keine Rechte ohne Nachweis 
 

 Die Rechte und Nachteilsausgleiche, die schwerbehin-
derten Menschen zustehen, ergeben sich nicht nur aus 
dem Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX), son-
dern auch aus vielen anderen Vorschriften, wie z.B. 
dem Steuerrecht.  

 
 Nachteilsausgleiche werden in Gestalt von besonderen 

Schutzrechten und Leistungsansprüchen gewährt. Sie 
haben den Zweck, berufliche, wirtschaftliche und sozi-
ale Nachteile, die man durch seine Behinderung erlei-
det, auszugleichen. Wem welche Nachteilsausgleiche 
im Einzelnen zustehen, ergibt sich aus der entspre-
chenden Broschüre. 

 
 Wer sein Recht als schwerbehinderter Mensch bean-

spruchen will, muss seine Schwerbehinderteneigen-
schaft nachweisen können. Nur in Ausnahmefällen, 
z.B., wenn offensichtlich eine Schwerbehinderung vor-
liegt, können die Rechte auch ohne formellen Nach-
weis durchgesetzt werden. Aber auch diese behinder-
ten Menschen sind gut beraten, sich einen amtlichen 
Nachweis über die Schwerbehinderteneigenschaft ge-
ben zu lassen, um es nicht auf Streitigkeiten vor Ge-
richten ankommen zu lassen. 

 
 
Schwerbehinderte Menschen im Sinne des SGB IX sind 
Menschen 
 

 bei denen ein Grad der Behinderung (GdB) von we-
nigstens 50 vorliegt 

 
 und die ihren Wohnsitz, ihren gewöhnlichen Aufenthalt 

oder ihre Beschäftigung auf einem Arbeitsplatz im 
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Sinne des §156 SGB IX rechtmäßig im Geltungsbe-
reich (Bundesrepublik Deutschland) dieses Gesetzbu-
ches haben (§2 Abs. 2 SGB IX). 

 
 Menschen mit Behinderungen sind Menschen, die kör-

perliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchti-
gungen haben, die sie in Wechselwirkung mit einstel-
lungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleichbe-
rechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher 
Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate hindern 
können. 

 
 Als Nachweis der Eigenschaft als schwerbehinderter 

Mensch dient ein vom Versorgungsamt ausgestellter 
Ausweis und nicht der Feststellungsbescheid. In die-
sem Heft wird erläutert, wie die Schwerbehindertenei-
genschaft festgestellt und welcher Nachweis (Ausweis) 
im Einzelfall ausgestellt wird. 

 
 Für bestimmte Menschen, die behindert, aber nicht 

schwerbehindert sind (GdB weniger als 50) gibt es Be-
scheinigungen, die vom Versorgungsamt zur Inan-
spruchnahme von Rechten und Nachteilsausgleichen 
ausgestellt werden (z.B. für einen Steuerfreibetrag). 
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Antrag auf Fest- bzw. Neufest-
stellung 

 
 Das Versorgungsamt prüft das Vorliegen einer Behin-

derung, den Grad der Behinderung und weitere ge-
sundheitliche Merkmale für die Inanspruchnahme von 
Nachteilsausgleichen nur auf Antrag des behinderten 
Menschen. Dieser kann formlos gestellt werden. Aus-
reichend wäre ein Schreiben nach folgendem Muster: 

 
Ralf Mustermann 
Musterstraße 20 
99999 Musterstadt 
 

Musterstadt, den 00.00.0000 

 
Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
Referat 511 – Versorgungsamt      
Maxim-Gorki-Str. 7      bzw. Olvenstedter Str. 2 
06114 Halle                         39108 Magdeburg 
 
 
 
Hiermit beantrage ich die Fest- bzw. Neufeststellung der Schwerbehinder-
teneigenschaft. 
 
 
Ralf Mustermann 
 

 
 Wenn es nicht auf eine besonders schnelle Antragstel-

lung ankommt, ist es sinnvoller, anstelle des formlosen 
Antrages sofort den amtlichen Antragsvordruck zu ver-
wenden. Diesen gibt es kostenlos beim Versorgungs-
amt, bei den Sozialämtern, bei den Behindertenverbän-
den oder bei den Schwerbehindertenvertretungen in 
Betrieben und Dienststellen. Auf der Internetseite des 
Landesverwaltungsamtes stehen sie außerdem zum 
Download bereit: 

 
www.lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/versorgungsverwal-

tung/schwerbehindertenrecht/antragsformulare/ 

http://www.lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/versorgungsverwaltung/schwerbehindertenrecht/antragsformulare/
http://www.lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/versorgungsverwaltung/schwerbehindertenrecht/antragsformulare/
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Die kleine Mühe lohnt sich, denn dadurch wird die Zeit 
für die Bearbeitung des formlosen Antrages gespart. 
 

 Die Stellen, bei denen das Antragsformular zu erhalten 
ist, helfen auch gern, es richtig auszufüllen.  

 
Nachfolgend ist der Antragsvordruck im Original abgedruckt. 
Zum Vordruck gehört auch ein beigefügtes Merkblatt. 
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Ergänzende Hinweise zum Antragsvordruck 
 
Der Antrag muss an das Versorgungsamt gerichtet werden, in 
dessen Zuständigkeitsbereich der Wohnsitz des Antragstellers 
liegt. Wohnsitz ist dort, wo der behinderte Mensch eine Woh-
nung genommen hat, sie beibehalten und benutzen will. Für 
Ausländer und Staatenlose ist das Versorgungsamt zuständig, 
in dessen Bereich der Wohnsitz im Bundesgebiet (Geltungsbe-
reich des SGB IX) liegt. 
 
Im eigenen Interesse sollten alle Angaben im Antrag möglichst 
mit Maschinen- oder Blockschrift ausgefüllt werden. Das er-
leichtert die Antragsbearbeitung. 
 
Im Regelfall wird der behinderte Mensch selbst oder in dessen 
Namen der gesetzliche Vertreter (Betreuer) den Antrag stellen. 
Der behinderte Mensch kann z.B. auch einen Rechtsanwalt, ei-
nen Gewerkschaftssekretär oder den Vertreter eines Behinder-
tenverbandes zur Antragsstellung und zur Wahrnehmung sei-
ner Rechte im weiteren Verfahren bevollmächtigen. 
 
Der Arbeitgeber des behinderten Menschen ist an dem Fest-
stellungsverfahren beim Versorgungsamt grundsätzlich nicht 
beteiligt. Er wird von dort auch nicht angehört oder benachrich-
tigt und hat keine Möglichkeit, gegen Feststellungsbescheide 
des Versorgungsamtes einen Rechtsbehelf einzulegen. 
 
Um bestimmte Rechte in Anspruch nehmen zu können (z.B. 
Freifahrt im öffentlichen Personenverkehr, Ermäßigung des 
Rundfunkbeitrages usw.), müssen besondere Merkzeichen im 
Ausweis eingetragen sein. Dafür muss – wie bei Behinderung 
und Behinderungsgrad – eine „Feststellung“ vorliegen. Das 
Versorgungsamt prüft zwar in jedem Fall, ob und ggf. welche 
gesundheitlichen Merkmale zur Inanspruchnahme von Nach-
teilsausgleichen vorliegen. Dennoch sollte der Antragsteller 
überlegen, ob die im Antragsvordruck genannten gesundheitli-
chen Voraussetzungen für bestimmte Merkzeichen vorliegen 
könnten. Das Ankreuzen des Merkzeichens erleichtert dem 
Versorgungsamt die vollständige und zügige Bearbeitung des 
Antrages. 
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Im Einzelnen bedeuten: 
 
„Erheblich beeinträchtigt in der Bewegungsfähigkeit im 
Straßenverkehr“ (gehbehindert): 
 

Eintragung im Ausweis: Merkzeichen „G“. 
 
Ein Mensch ist in seiner Bewegungsfähigkeit im Straßenver-
kehr erheblich beeinträchtigt, wenn er infolge einer Einschrän-
kung des Gehvermögens auch durch innere Leiden oder infolge 
von Anfällen oder von Störungen der Orientierungsfähigkeit 
nicht ohne erhebliche Schwierigkeiten oder nicht ohne Gefahr 
für sich oder andere Wegstrecken im Ortsverkehr zurückzule-
gen vermag, die üblicherweise noch zu Fuß zurückgelegt wer-
den. 
 
Bei der Prüfung der Frage, ob diese Voraussetzungen vorlie-
gen, kommt es nicht auf die konkreten örtlichen Verhältnisse 
des Einzelfalles an, sondern darauf, welche Wegstrecken allge-
mein – d.h. altersunabhängig – von nicht behinderten Men-
schen noch zu Fuß zurückgelegt werden.  
 
Nach der Rechtsprechung gilt als ortsübliche Wegstrecke in 
diesem Sinne eine Strecke von etwa zwei Kilometern, die in 
etwa einer halben Stunde zurückgelegt wird. 
Eine erhebliche Beeinträchtigung der Bewegungsfähigkeit im 
Straßenverkehr liegt z.B. bei Einschränkungen des Gehvermö-
gens vor, die von den unteren Gliedmaßen und /oder von der 
Lendenwirbelsäule ausgehen und für sich allein mindestens ei-
nen GdB von 50 ausmachen. 
 
Wenn diese Behinderung der unteren Gliedmaßen sich auf die 
Gehfähigkeit besonders auswirken, z.B. bei Versteifung des 
Hüft-, Knie- oder Fußgelenks in ungünstiger Stellung oder arte-
riellen Verschlusskrankheiten, kann eine erhebliche Beein-
trächtigung der Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr ab ei-
nem GdB von 40 angenommen werden. (In diesem Fall wird ein 
Ausweis mit dem Merkzeichen „G“ selbstverständlich nur dann 
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ausgestellt, wenn der Gesamt-GdB aufgrund zusätzlicher Be-
hinderungen mindestens 50 beträgt.) 
 
Aber auch bei inneren Leiden kann die Bewegungsfähigkeit im 
Straßenverkehr erheblich beeinträchtigt sein (z.B. bei schweren 
Herzschäden, dauernder Einschränkung der Lungenfunktion, 
hirnorganischen Anfällen, Zuckerkranken, die unter häufigen 
Schocks leiden). 
 
Die Voraussetzung kann auch erfüllt sein, wenn die Orientie-
rungsfähigkeit des behinderten Menschen erheblich gestört ist 
(z.B. bei Sehbehinderungen ab einem GdB von 70, bei Sehbe-
hinderungen, die einen GdB von 50 oder 60 bedingen, nur in 
Kombination mit erheblichen Störungen der Ausgleichsfunktion 
– z.B. hochgradige Schwerhörigkeit beiderseits, geistige Behin-
derung). 
 
 
„Außergewöhnlich gehbehindert“: 
 

Eintragung im Ausweis: Merkzeichen „aG“. 
 
Schwerbehinderte Menschen mit außergewöhnlicher Gehbe-
hinderung sind Personen mit einer erheblichen mobilitätsbezo-
genen Teilhabebeeinträchtigung, die einem GdB von mindes-
tens 80 entspricht. Eine erhebliche mobilitätsbezogene Teilha-
bebeeinträchtigung liegt vor, wenn sich die schwerbehinderten 
Menschen wegen der Schwere ihrer Beeinträchtigung dauernd 
nur mit fremder Hilfe oder mit großer Anstrengung außerhalb 
ihres Kraftfahrzeuges bewegen können. 
Hierzu zählen insbesondere schwerbehinderte Menschen, die 
auf Grund der Beeinträchtigung der Gehfähigkeit und Fortbe-
wegung dauerhaft - auch für sehr kurze Entfernungen – aus 
medizinischer Notwendigkeit auf die Verwendung eines Roll-
stuhles angewiesen sind. 
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Diese Voraussetzungen können beispielsweise erfüllt sein bei 
 zentralnervösen, peripher-neurologischen oder neuro-

muskulär bedingten Gangstörungen (insbesondere bei 
Querschnittlähmung, Multipler Sklerose, Amyotropher 
Lateralsklerose (ALS), Parkinsonerkrankung, Para-  
oder Tetraspastik in schwerer Ausprägung) 

 Funktionsverlust beider Beine ab Oberschenkelhöhe  
oder eines Beines ab Oberschenkelhöhe ohne Mög-
lichkeit der prothetischen oder orthetischen Versorgung 
(insbesondere bei Doppeloberschenkelamputierten 
und Hüftexartikulierten) 

 schwerster Einschränkung der Herzleistungsfähigkeit 
(insbesondere bei Linksherzschwäche Stadium NYHA 
IV)  

 schwersten Gefäßerkrankungen (insbesondere bei ar-
terieller Verschlusskrankheit Stadium IV) 

 Krankheiten der Atmungsorgane mit nicht ausgleichba-
rer Einschränkung der Lungenfunktion schweren Gra-
des 

 schwerster Beeinträchtigung bei metastasierendem 
Tumorleiden (mit starker Auszehrung und fortschreiten-
dem Kräfteverfall 

 
„Hilflos“: 
 

Eintragung im Ausweis: Merkzeichen „H“. 
 
Als hilflos ist ein Mensch anzusehen, der infolge seiner Behin-
derung nicht nur vorübergehend (also mehr als 6 Monate) für 
eine Reihe von häufig und regelmäßig wiederkehrenden Ver-
richtungen zur Sicherung seiner persönlichen Existenz im Ab-
lauf eines jeden Tages fremder Hilfe dauernd bedarf. 
 
Häufig und regelmäßig wiederkehrende Verrichtungen zur Si-
cherung der persönlichen Existenz im Ablauf eines jeden Tages 
sind insbesondere An- und Auskleiden, Nahrungsaufnahme, 
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Körperpflege, Verrichten der Notdurft. Außerdem sind notwen-
dige körperliche Bewegung, geistige Anregung und Möglichkei-
ten zur Kommunikation zu berücksichtigen. 
 
Der Umfang der notwendigen Hilfe bei den häufig und regelmä-
ßig wiederkehrenden Verrichtungen muss erheblich sein. Dies 
ist dann der Fall, wenn die Hilfe dauernd für zahlreiche Verrich-
tungen, die häufig und regelmäßig wiederkehren, benötigt wird. 
Einzelne Verrichtungen, selbst wenn sie lebensnotwendig sind 
und im täglichen Ablauf wiederholt vorgenommen werden, ge-
nügen nicht (z.B. Hilfe beim Anziehen einzelner Bekleidungs-
stücke, notwendige Begleitung bei Reisen und Spaziergängen, 
Hilfe im Straßenverkehr, einfache Wund- oder Heilbehandlung, 
Hilfe bei Heimdialyse ohne Notwendigkeit weiterer Hilfeleis-
tung). Verrichtungen, die mit der Pflege der Person nicht unmit-
telbar zusammenhängen (z.B. im Bereich der hauswirtschaftli-
chen Versorgung), müssen außer Betracht bleiben. 
 
Ob ein Zustand der Hilflosigkeit besteht, ist damit eine Frage 
des Tatbestandes, die nicht allein nach dem medizinischen Be-
fund beurteilt werden kann; diese Frage ist vielmehr unter Be-
rücksichtigung aller in Betracht kommenden Umstände des ein-
zelnen Falles zu entscheiden, wobei auch von Bedeutung sein 
kann, welche Belastungen dem Behinderten nach Art und Aus-
dehnung seiner Behinderung zugemutet werden dürfen. 
 
Bei einer Reihe schwerer Beeinträchtigungen, die aufgrund ih-
rer Art und besonderen Auswirkung regelhaft Hilfeleistungen in 
erheblichem Umfang erfordern, kann im Allgemeinen ohne nä-
here Prüfung Hilflosigkeit angenommen werden. 
 
Dies gilt stets bei Blindheit und hochgradiger Sehbehinderung. 
Hochgradig in seiner Sehfähigkeit behindert ist ein Mensch, 
dessen Sehschärfe auf keinem Auge und auch nicht bei bei-
däugiger Prüfung mehr als 1/20 beträgt oder wenn andere hin-
sichtlich des Schweregrades gleich zu beachtende Störungen 
der Sehfunktion vorliegen. Dies ist der Fall, wenn die Einschrän-
kung des Sehvermögens einen GdB von 100 bedingt und noch 
nicht Blindheit vorliegt. 
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Hilflosigkeit wird angenommen bei Querschnittlähmung und an-
deren Beeinträchtigungen, die auf Dauer und ständig – auch 
innerhalb des Wohnraums – die Nutzung eines Rollstuhls erfor-
dern, in der Regel auch bei Hirnschäden, Anfallsleiden, geisti-
ger Behinderung und Psychosen, wenn diese Behinderung al-
lein einen GdB von 100 bedingt, Verlust von zwei oder mehr 
Gliedmaßen; Ausnahme: Bei Unterschenkelamputation oder 
Fußamputation beiderseits wird im Einzelfall geprüft, ob Hilflo-
sigkeit gegeben ist (als Verlust einer Gliedmaße gilt der Verlust 
mindestens der ganzen Hand oder des ganzen Fußes). Führt 
eine Behinderung zu dauerndem Krankenlager, so sind stets 
die Voraussetzungen für die Annahme von Hilflosigkeit erfüllt. 
Dauerndes Krankenlager setzt nicht voraus, dass der behin-
derte Mensch das Bett überhaupt nicht verlassen kann. 
 
Bei Kindern ist stets nur der Teil der Hilfsbedürftigkeit zu be-
rücksichtigen, der wegen der Behinderung den Umfang der 
Hilfsbedürftigkeit eines gesunden gleichaltrigen Kindes über-
schreitet. 
 
Die Feststellungen der Pflegekassen über das Vorliegen von 
Pflegebedürftigkeit nach dem Pflegeversicherungsgesetz füh-
ren nicht automatisch zu Feststellung von „Hilflosigkeit“. Nach 
dem Rundschreiben des Bundesministeriums für Finanzen vom 
19.08.2016 ist zur Anwendung des Einkommensteuergesetzes 
geregelt, dass das Merkzeichen „H“ einer Einstufung in die Pfle-
gegrade 4 und 5 gleichsteht. Für die Fälle, in denen nach den 
genannten Vorschriften ein geringerer Pflegegrad der Pflege-
bedürftigkeit festgestellt worden ist, ist weiterhin eine eigen-
ständige Prüfung von Hilflosigkeit erforderlich. 
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„Ständig gehindert, an öffentlichen Veranstaltungen jeder 
Art teilzunehmen“: 
 

Eintragung im Ausweis: Merkzeichen „RF“. 
 
Hier wird vorausgesetzt, dass die Behinderung mindestens ei-
nen GdB von 80 begründet und der behinderte Mensch wegen 
seiner Leiden an öffentlichen Veranstaltungen ständig nicht teil-
nehmen kann. 
Die Voraussetzungen sind gegeben bei 

 Menschen mit schweren Bewegungsstörungen – auch 
durch innere Leiden (schwere Herzleistungsminde-
rung, schwere Lungenfunktionseinschränkung), die 
deshalb auf Dauer selbst mit Hilfe von Begleitpersonen 
oder mit technischen Hilfsmitteln (z.B. Rollstuhl) öffent-
liche Veranstaltungen in ihnen zumutbarer Weise nicht 
besuchen können; 

 behinderten Menschen, die durch ihre Behinderung auf 
ihre Umgebung unzumutbar abstoßend und störend 
wirken (z.B. durch Entstellung, Geruchsbelästigung bei 
nicht funktionsfähigem künstlichen Darmausgang, häu-
fige hirnorganische Anfälle, grobe unwillkürliche Kopf- 
und Gliedmaßenbewegungen bei Spastikern, laute 
Atemgeräusche wie etwa bei Asthmaanfällen und Ka-
nülenträgern, ständig wiederkehrende akute Hustenan-
fälle mit Auswurf bei Kehlkopflosen); 

 behinderten Menschen mit – nicht nur vorübergehend 
– ansteckungsfähiger Lungentuberkulose; 

 Zustand nach Organtransplantation, wenn die Therapie 
mit immunsuppressiven Medikamenten in einer so ho-
hen (intensivierten) Dosis erfolgt, dass Menschenan-
sammlungen zu meiden sind; 

 geistig oder seelisch behinderten Menschen, bei denen 
befürchtet werden muss, dass sie beim Besuch öffent-
licher Veranstaltungen durch motorische Unruhe, lau-
tes Sprechen oder aggressives Verhalten stören. 
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Die behinderten Menschen müssen allgemein von öffentlichen 
Zusammenkünften ausgeschlossen sein. Es genügt nicht, dass 
sich die Teilnahme an einzelnen, nur gelegentlich stattfinden-
den Veranstaltungen bestimmter Art verbietet. Behinderte Men-
schen, die noch in nennenswertem Umfang an öffentlichen Ver-
anstaltungen teilnehmen können, erfüllen die Voraussetzungen 
nicht. Die Berufsfähigkeit eines behinderten Menschen ist in der 
Regel ein Indiz dafür, dass öffentliche Veranstaltungen – zu-
mindest gelegentlich – besucht werden können, es sei denn, 
dass eine der vorgenannten Beeinträchtigungen vorliegt, die 
bei Menschenansammlungen zu unzumutbaren Belastungen 
für die Umgebung oder für den Betroffenen führt. 
 
 
„Berechtigung zur Mitnahme einer Begleitperson“:  
 

Eintragung im Ausweis: Merkzeichen „B“ auf Vorderseite.  
(Erfolgt allerdings nur, wenn zudem eine erhebliche oder au-
ßergewöhnliche Gehbehinderung oder Hilflosigkeit festgestellt 
ist.) 
 
Ständige Begleitung ist bei schwerbehinderten Menschen dann 
notwendig, wenn sie infolge ihrer Behinderung zur Vermeidung 
von Gefahren für sich oder andere bei Benutzung von öffentli-
chen Verkehrsmitteln regelmäßig auf fremde Hilfe angewiesen 
sind, d.h. beim Ein-und Aussteigen oder während der Fahrt des 
Verkehrsmittels regelmäßig fremde Hilfe benötigen, oder Hilfe 
zum Ausgleich von Orientierungsstörungen (z.B. bei Sehbehin-
derung, geistiger Behinderung) in Anspruch nehmen. 
 
Die Notwendigkeit einer ständigen Begleitung wird stets ange-
nommen bei  

 Querschnittgelähmten, 
 Ohnhändern, 
 Blinden und 
 erheblich sehbehinderten, hochgradig hörbehinderten, 

geistig behinderten Menschen und Anfallskranken, bei 
denen eine erhebliche Beeinträchtigung der Bewe-
gungsfähigkeit im Straßenverkehr anzunehmen ist. 
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Die Notwendigkeit ständiger Begleitung liegt oft auch vor, wenn 
eine außergewöhnliche Gehbehinderung oder Hilflosigkeit (bei 
Erwachsenen) anzunehmen ist. 
 
 
„Blind“: 
 

Eintragung im Ausweis: Merkzeichen „Bl“. 
 
Blind ist ein Mensch, der das Augenlicht vollständig verloren 
hat. Als blind ist auch ein Mensch anzusehen, dessen Seh-
schärfe auf dem besseren Auge nicht mehr als 1/50 beträgt  
oder bei dem eine dem Schweregrad dieser Sehschärfe gleich 
zu beachtende, nicht nur vorübergehende Störung des Sehver-
mögens vorliegt. 
Die Feststellung des Merkzeichens „Bl“ dient als Nachweis über 
das Vorliegen von Blindheit für die Gewährleistung von Leistun-
gen nach dem Gesetz über das Blinden- und Gehörlosengeld 
im Land Sachsen-Anhalt vom 19.06.1992 in der derzeit gültigen 
Fassung. 
 
 
„Gehörlos“: 
 

Eintragung im Ausweis: Merkzeichen „GI“. 
 
Gehörlos sind hörbehinderte Menschen, bei denen Taubheit 
beiderseits vorliegt, sowie hörbehinderte Menschen mit einer 
an Taubheit grenzenden Schwerhörigkeit beiderseits, wenn da-
neben schwere Sprachstörungen (schwer verständliche Laut-
sprache, geringer Sprachschatz) vorliegen. Das sind in der Re-
gel hörbehinderte Menschen, bei denen die an Taubheit gren-
zende Schwerhörigkeit angeboren oder in der Kindheit erwor-
ben worden ist. 
 
Die Feststellung des Merkzeichen „Gl“ dient als Nachweis über 
das Vorliegen von Gehörlosigkeit für die Gewährung von Leis-
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tungen nach dem Gesetz über das Blinden- und Gehörlosen-
geld im Land Sachsen-Anhalt vom 19.06.1992 in der derzeit 
gültigen Fassung. 
 
 
„Taubblind“: 
 

Eintragung im Ausweis: Merkzeichen „TBl“. 
 
Im Schwerbehindertenausweis wird das Merkzeichen eingetra-
gen, wenn bei einem schwerbehinderten Menschen wegen ei-
ner Störung der Hörfunktion ein GdB von mindestens 70 und 
wegen einer Störung des Sehvermögens ein GdB von 100 an-
erkannt ist. 
 
 
„Bei Reisen mit der Deutschen Bahn AG erfordern die 
Schädigungsfolgen im Sinne des Bundesversorgungsge-
setzes/ Bundesentschädigungsgesetzes die Unterbrin-
gung in der 1. Wagenklasse“: 
 

Eintragung im Ausweis: Merkzeichen „1.Kl.“. 
 
Die Voraussetzungen für die Benutzung der 1. Wagenklasse 
mit dem Fahrausweis der 2. Wagenklasse erfüllen ausschließ-
lich Schwerkriegsbeschädigte und Verfolgte im Sinne des Bun-
desentschädigungsgesetzes (BEG) mit einer Minderung der Er-
werbsfähigkeit (MdE) um wenigstens 70 v.H., wenn der auf den 
anerkannten Schädigungsfolgen beruhende körperliche Zu-
stand bei Eisenbahnfahrten ständig die Unterbringung in der 1. 
Wagenklasse erfordert. Bei schwerkriegsbeschädigten Emp-
fängern der drei höchsten Pflegezulagenstufen sowie bei 
Kriegsblinden, kriegsbeschädigten Ohnhändern und kriegsbe-
schädigten Querschnittgelähmten wird das Vorliegen der Vo-
raussetzungen unterstellt. 
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Geben Sie möglichst alle Gesundheitsstörungen mit Funktions-
einbußen an, die als Behinderungen festgestellt werden sollen. 
Dazu gehören auch Folgeschäden (z.B. Wirbelsäulenschaden 
nach Oberschenkelamputation) sowie Schmerzen und psychi-
sche Auswirkungen. Unter Gesundheitsstörungen in diesem 
Sinne versteht man nicht den regelwidrigen körperlichen, geis-
tigen oder seelischen Zustand als solchen. Vielmehr ist damit 
die Auswirkung der Beeinträchtigungen gemeint, die durch den 
regelwidrigen Körper-, Geistes- oder Seelenzustand verursacht 
werden. 
 
Normale Alterserscheinungen können nicht als Behinderung 
anerkannt werden. Das Gleiche gilt für vorübergehende Erkran-
kungen, deren Auswirkungen nicht über 6 Monate zu spüren 
sind. 
 
Der Antragsteller sollte sich deshalb überlegen, ob er z.B. die 
altersbedingte leichte Weitsichtigkeit hier überhaupt angeben 
will; gleiches gilt z.B. für den folgenlos verheilten Armbruch. 
 
Das Versorgungsamt muss jede im Antrag angegebene – auch 
geringfügige – Gesundheitsstörung überprüfen. Die Bearbei-
tungsdauer würde durch solche Angaben nur unnötig verzögert. 
In Zweifelsfällen sollte der behinderte Mensch vor Antragstel-
lung mit seinem Arzt sprechen. Wenn er dann immer noch nicht 
sicher ist, sollte er jede Gesundheitsstörung gegenüber dem 
Versorgungsamt angeben, die nach seiner Meinung zu einer 
Beeinträchtigung der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
führt. 
 
Sofern dem Antragsteller die Diagnose seiner Gesundheitsstö-
rung bekannt ist, ist es sinnvoll, diese einzutragen. Wenn er die 
genaue medizinische Bezeichnung nicht kennt, reicht es aller-
dings aus, wenn er die Auswirkung der Gesundheitsstörung 
aufschreibt (z.B. Kopfschmerzen, Rückenschmerzen, Bewe-
gungsstörungen des rechten Arms). 
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Der Antragsteller sollte daran denken, dass er seine Angaben 
möglichst vollständig macht. Sonst kann es passieren, dass we-
sentliche Beeinträchtigungen beim Feststellungsverfahren des 
Versorgungsamtes nicht berücksichtigt werden. 
 
Er erschwert dem Versorgungsamt die Bearbeitung, wenn er 
hier überhaupt keine Eintragung vornimmt, und er hat nicht die 
Gewähr dafür, dass auch wirklich jede Gesundheitsstörung be-
rücksichtigt wird. 
 
Dem behinderten Menschen bleibt nach einer Entscheidung 
des Bundessozialgerichts allerdings selbst überlassen, welche 
Beeinträchtigung bei der Prüfung der Schwerbehinderteneigen-
schaft berücksichtigt werden soll. Im Schwerbehindertenrecht 
gibt es nach diesem Urteil nicht den Grundsatz „Alles oder 
nichts“. Der behinderte Mensch kann danach selbst entschei-
den, welche Beeinträchtigungen vom Versorgungsamt berück-
sichtigt werden sollen und welche nicht. 
 
Die nach seinem Willen nicht zu berücksichtigenden Beein-
trächtigungen bleiben im Verfahren und auch bei der Feststel-
lung des Gesamt-GdB und der Merkzeichen für die Nachteils-
ausgleiche außer Betracht. (Das Bundessozialgericht ent-
sprach damit in letzter Instanz der Klage einer Frau die sich da-
gegen wandte, dass ihr vom Versorgungsamt für die Eigen-
schaft als schwerbehinderter Mensch außer anderweitigen 
Funktionsbeeinträchtigungen auch eine zunehmende Geistes-
krankheit bescheinigt wurde. – Az.: 9 RVs 4/83) 
 
Falls der behinderte Mensch nicht ausdrücklich die Beschrän-
kung auf einzelne Beeinträchtigungen beantragt, hat das Ver-
sorgungsamt im Feststellungsverfahren alle geltend gemachten 
Gesundheitsstörungen zu berücksichtigen. Wenn der Antrag-
steller ärztliche Unterlagen über seine geltend gemachten Ge-
sundheitsstörungen besitzt, die nicht älter als 2 Jahre sind (z.B. 
Befundberichte, ärztliche Gutachten, Reha-Entlassungsbericht, 
Pflegegutachten, EKG, Labor-und Röntgenbefunde, aber auch 
Bescheide anderer Leistungsträger), ist es ratsam, diese Unter-
lagen möglichst in Kopie dem Antrag beizufügen. 
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Sollte der Antragsteller bei einer anderen Behörde bereits ein-
mal die Feststellung einer Behinderung beantragt haben, so 
müssen hier der Name der damals entscheidenden Behörde 
und das Geschäftszeichen eingetragen werden. 
 
Das Versorgungsamt kann ohne weitere Ermittlungen sofort ei-
nen Bescheid erteilen und einen Ausweis ausstellen, 

 wenn der behinderte Mensch schon eine „Feststellung 
über das Vorliegen einer Behinderung“ besitzt  
oder 

 wenn die „Minderung der Erwerbsfähigkeit“ (MdE) oder 
der „Grad der Schädigung“ (GdS) auf mindestens 50% 
festgesetzt ist. 

 
Folgende Bescheide oder Entscheidungen über die Behinde-
rung und den Behinderungsgrad gelten als „Feststellung“ und 
können deshalb der Ausweisausstellung zugrunde gelegt wer-
den: 

 Rentenbescheide der gesetzlichen Unfallversicherung 
(Berufsgenossenschaften), 

 Bescheide der Versorgungsämter über Rentenansprü-
che nach dem Bundesversorgungsgesetz, Häftlingshil-
fegesetz, Soldatenversorgungsgesetz, Zivildienstge-
setz, Bundesseuchengesetz, Opferentschädigungsge-
setz, Strafrechtliches Rehabilitationsgesetz, Verwal-
tungsrechtliches Rehabilitationsgesetz,  

 Bescheide der Entschädigungsbehörden über Renten-
ansprüche nach dem Bundesentschädigungsgesetz, 

 Bescheide der Behörden der Bundeswehrverwaltung 
über den Anspruch auf Ausgleich nach § 85 des Solda-
tenversorgungsgesetzes, 

 Entscheidungen über den Unfallausgleich nach beam-
tenrechtlichen Unfallvorschriften. 

 
Der behinderte Mensch kann eine Feststellung der Behinde-
rung und deren Bewertung durch das Versorgungsamt trotz 
Vorliegen einer der vorgenannten Entscheidungen in folgenden 
Fällen beantragen: 
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 Es liegen mehrere Beeinträchtigungen vor, die in meh-
reren Rentenbescheiden, Verwaltungs- oder Gerichts-
entscheidungen einzeln, aber nicht in ihrer Gesamtheit, 
festgestellt sind. 

 Neben der Behinderung, die in einem Rentenbescheid, 
einer Verwaltungs- oder Gerichtsentscheidung festge-
stellt ist, liegen weitere Beeinträchtigungen vor, über 
die bisher keine Feststellung getroffen wurde. 

 Es liegen zwar nur die bereits in einem Rentenbe-
scheid, einer Verwaltungs- oder Gerichtsentscheidung 
festgestellte Behinderung vor, der Grad der Behinde-
rung ist aber nach anderen – für den behinderten Men-
schen ungünstigeren – Bewertungsmaßstäben festge-
stellt worden, als sie das Versorgungsamt bei der Fest-
stellung nach dem SGB IX anzuwenden hat (z.B. Un-
fallrente aufgrund eines Arbeitsunfalles mit Verlust des 
linken Unterschenkels = 40 v.H./Feststellung durch das 
Versorgungsamt = GdB 50). Wenn das Versorgungs-
amt einen GdB von 50 feststellt, obwohl in dem Be-
scheid über die Gewährung von Unfallrente nur 40 v.H. 
ausgewiesen sind, so hat dies allerdings nicht zur 
Folge, dass etwa die Unfallrente durch die Bewertung 
des Versorgungsamtes erhöht werden würde. 

 
Umgekehrt kann auch die Feststellung nach den Bewertungs-
maßstäben des Versorgungsamtes niedriger ausfallen. Hierzu 
empfiehlt sich in vorheriger Beratung eine Rücknahme des An-
trages. 
 
Entscheidungen und Bescheide, in denen die Behinderung nur 
durch Bezeichnungen wie „Erwerbsunfähigkeit“, „Arbeitsunfä-
higkeit“, „Dienstunfähigkeit“ o.Ä. zum Ausdruck gebracht wird, 
sind keine Feststellungen, die zur Ausweisausstellung ausrei-
chen. Denn hier ist der Grad der Behinderung nicht ausdrück-
lich festgestellt. Deshalb genügen auch nicht die Bescheide 
über Renten aus der Deutschen Rentenversicherung. 
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Die Bearbeitungszeit des Antrages kann erheblich verkürzt wer-
den, wenn der Antragsteller in seinen Händen befindliche Un-
terlagen über seine geltend gemachten Gesundheitsstörungen 
dem Antrag beifügt. 
Gleiches gilt auch für Krankenhaus- und Reha-/Kurentlas-
sungsberichte.  
 
Zumindest sollte aber der Antragsteller seinen Hausarzt über 
die Antragstellung beim Versorgungsamt unterrichten und ihn 
darauf aufmerksam machen, dass das Versorgungsamt wahr-
scheinlich bei ihm Auskünfte über seinen Gesundheitszustand 
einholen wird. Es ist sinnvoll, ihm eine Kopie des Antrages an 
das Versorgungsamt zu übergeben. Dabei sollte der Arzt darum 
gebeten werden, dass er in seiner Antwort an das Versorgungs-
amt dann nicht nur auf die Diagnose der Gesundheitsstörung 
eingeht, sondern möglichst genau auch die Auswirkungen be-
schreibt; denn insbesondere davon hängt ab, wie hoch das Ver-
sorgungsamt den Grad der Behinderung feststellt. Wenn der 
Antragsteller sich von seinen Ärzten ärztliche Bescheinigungen 
zur Vorlage beim Versorgungsamt geben lässt, muss er diese 
im Regelfall selbst bezahlen (dadurch kann allerdings evtl. die 
Bearbeitungszeit des Versorgungsamtes verkürzt werden). 
Auskünfte, die das Versorgungsamt von Ärzten über Gesund-
heitsstörungen einholt, sind für den Antragsteller kostenfrei. 
 
Im Regelfall wird der Antrag auf Feststellung der Eigenschaft 
als schwerbehinderter Mensch nicht an dem Tag gestellt, an 
dem die Behinderung tatsächlich eintritt. Die Anerkennung er-
folgt jedoch grundsätzlich ab dem Tag des Antragseinganges 
beim Versorgungsamt. 
 
Die Feststellung ab einem früheren Zeitpunkt kann nur bei 
Glaubhaftmachung eines besonderen Interesses erfolgen. 
Maßgeblich hierfür sind allein wirtschaftliche Gesichtspunkte, 
wie z.B.  

 bei einkommensteuerpflichtigen Personen die Geltend-
machung eines Pauschbetrages für behinderte Men-
schen nach §33b Einkommensteuergesetz für zurück-
liegende Kalenderjahre 
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 die Feststellung eines GdB von mindestens 50 vor ei-
nem individuellen Stichtag für die Möglichkeit der Inan-
spruchnahme der abschlagsfreien Altersrente 

 die Feststellung eines GdB von mindestens 50 vor Voll-
endung des 25. Lebensjahres für die Weitergewährung 
von Kindergeld. 

 
Grundlage ist, dass der medizinische Nachweis zum Vorliegen 
der Behinderung für den vergangenen Zeitraum erbracht wer-
den kann. 
 
Damit das Versorgungsamt die Behinderung überhaupt fest-
stellen kann, ist es erforderlich, dass die angegebenen Ärzte, 
Krankenanstalten und Behörden von der Schweigepflicht ge-
genüber dem Versorgungsamt entbunden werden. Dem Antrag 
muss dann ggf. auch noch ein Lichtbild beigefügt werden, und 
auf keinen Fall darf unter Antragsort und Antragsdatum die Un-
terschrift oder die Unterschrift des gesetzlichen Vertreters ver-
gessen werden. 
 
Wenn dem Antragsteller die Kündigung des Arbeitsverhältnis-
ses droht und er den Kündigungsschutz nach dem SGB IX in 
Anspruch nehmen will, sollte er hier darauf hinweisen (evtl. auf 
einem besonderen Blatt). 
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Feststellung der Behinderung 
und des Grades der Behinderung 
(Verfahren beim Versorgungs-
amt) 
 
Sobald der Antrag auf Feststellung einer Behinderung, des Gra-
des der Behinderung und weiterer gesundheitlicher Merkmale 
sowie auf Ausstellung eines Ausweises beim zuständigen Ver-
sorgungsamt eingegangen ist, erhält der Antragsteller von dort 
eine individuelle schriftliche Eingangsbestätigung. 
 
Diese Eingangsbestätigung kann z.B. dem Arbeitgeber vorge-
legt werden, um Kündigungsschutz oder Zusatzurlaub geltend 
zu machen. Spricht der Arbeitgeber nach Antrag auf Feststel-
lung der Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch die Kündi-
gung aus, so sollte das Versorgungsamt sofort darüber infor-
miert werden. Es wird sich dann um beschleunigte Antragsbe-
arbeitung bemühen. 
 
Bevor dem behinderten Menschen ein Nachweis (Ausweis) 
über seine Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch ausge-
stellt werden kann, müssen Behinderung und Grad der Behin-
derung „festgestellt“ werden. 
 
Als Behinderung gilt dabei die Auswirkung einer oder mehrerer 
nicht nur vorübergehender Beeinträchtigungen der Teilhabe am 
Leben in der Gesellschaft, die auf einem regelwidrigen körper-
lichen, geistigen oder seelischen Zustand beruhen. Regelwidrig 
ist der Zustand, der von dem für das Lebensalter typischen ab-
weicht. Als nicht nur vorübergehend gilt ein Zeitraum von mehr 
als 6 Monaten. 
 
Der GdB wird nach den Auswirkungen der Beeinträchtigungen 
in ihrer Gesamtheit unter Berücksichtigung ihrer wechselseiti-
gen Beziehungen, nach Zehnergraden abgestuft von 20 bis 100 
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festgestellt. Dabei werden einzelne Beeinträchtigungen nur be-
rücksichtigt, wenn sie für sich allein einen GdB von mindestens 
10 ausmachen würden. 
 
Der Begriff „GdB“ bezieht sich auf die Auswirkung einer Behin-
derung in allen Lebensbereichen und nicht nur auf Einschrän-
kungen im allgemeinen Erwerbsleben. Der GdB ist ein Maß für 
die Auswirkungen eines Mangels an körperlichem, geistigem 
oder seelischem Vermögen. Grundsätzlich ist der GdB unab-
hängig vom ausgeübten oder angestrebten Beruf zu beurteilen. 
Aus der Höhe des GdB kann nicht auf das Ausmaß der berufli-
chen Leistungsfähigkeit geschlossen werden. Der Antragstel-
ler, dem ein GdB von 100 zuerkannt wird, muss deshalb noch 
lange nicht berufs- oder erwerbsunfähig im Sinne der Renten-
versicherung sein. 
 
Sofern ein solcher GdB bei dem antragstellenden behinderten 
Menschen nicht bereits in einem früher erteilten gültigen Ren-
tenbescheid, einer Verwaltungs- oder Gerichtsentscheidung 
festgestellt worden ist, erfolgt die Feststellung vom Versor-
gungsamt nach Beiziehung von 

 Berichten von Ärzten, die den Antragsteller ambulant 
behandelt oder untersucht haben, 

 Gutachten, die für die Träger der Sozialversicherung, 
für die Arbeitsverwaltung oder für Gerichte erstellt wor-
den sind, 

 Unterlagen von Krankenhäusern, Kuranstalten, spezi-
ellen Rehabilitationseinrichtungen oder anderen Klini-
ken, 

 Vorgängen, die bei Gesundheitsämtern, Fürsorgestel-
len, Integrationsämtern oder bei anderen ärztlichen 
Diensten (z.B. vertrauensärztlichen, personal- oder be-
triebsärztlichen Diensten) entstanden sind. 

 
Falls der Antragsteller solche Unterlagen nicht bereits mit dem 
Antrag eingereicht hat und ohne solche Unterlagen eine ab-
schließende Feststellung der Behinderung durch den ärztlichen 
Dienst des Versorgungsamtes nicht möglich ist, werden ärztli-
che Auskünfte und Unterlagen angefordert. 
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Das Versorgungsamt sorgt dafür, dass hinsichtlich der beigezo-
genen ärztlichen Unterlagen das ärztliche Berufsgeheimnis und 
die datenschutzrechtlichen Vorschriften beachtet werden. Leih-
weise überlassene Unterlagen werden an die abgebenden Stel-
len so schnell wie möglich zurückgesandt. 
 
Erfahrungsgemäß schicken manche Ärzte dem Versorgungs-
amt nur sehr zögernd Unterlagen. Es ist deshalb sinnvoll, sich 
als Antragsteller einige Zeit nach Antragstellung beim Haus-
arzt/Facharzt usw. zu erkundigen, ob das Versorgungsamt be-
reits dort angefragt hat und ob ärztliche Unterlagen bereits 
übersandt worden sind. 
 
Wenn alle erforderlichen ärztlichen Unterlagen vorliegen, prüft 
das Versorgungsamt, ob sie geeignet sind, ein Gesamtbild des 
körperlichen und psychischen Zustandes des Antragstellers zu 
vermitteln. In Einzelfällen kann zur Feststellung der Gesund-
heitsstörungen eine ärztliche Untersuchung erforderlich wer-
den. Dazu werden vom Versorgungsamt auch externe Gutach-
ter eingeschaltet. Verweigert der behinderte Mensch ihm zu-
mutbare Untersuchungen, so geht das zu seinen Lasten. 
 
Das Versorgungsamt ermittelt alle beim Behinderten vorliegen-
den Gesundheitsstörungen von Amts wegen im Rahmen der 
abgegebenen Einverständniserklärung. 
 
Nachdem klargestellt ist, welche Gesundheitsstörungen vorlie-
gen, bezeichnet der ärztliche Dienst des Versorgungsamtes die 
Behinderung. Diese Bezeichnung ist Grundlage für den Fest-
stellungsbescheid, den der Antragsteller vom Versorgungsamt 
erhält. Darin soll vor allem die funktionelle und/oder anatomi-
sche Veränderung des allgemeinen Gesundheitszustandes 
zum Ausdruck kommen. Formulierungen, die seelisch belasten 
oder bloßstellen können, werden dabei vermieden. Bezeich-
nungen wie „Entstellung“, „alkoholische Fettleber“ oder „Rau-
cherbronchitis“ sind nicht zu verwenden. In dem gleichen Sinne 
ist beispielsweise statt „Schwachsinn“ „geistige Behinderung“, 
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statt „Schizophrenie“, „psychische Behinderung“, statt „Multiple 
Sklerose“ „organisches Nervenleiden“ anzugeben. 
 
Unter ärztlicher Beteiligung muss in einer gutachterlichen Stel-
lungnahme im Verwaltungsverfahren für die festgestellten Ge-
sundheitsstörungen der GdB für jedes Funktionssystem geson-
dert angegeben werden. Liegen mehrere Beeinträchtigungen 
vor, sollen diese in der Reihenfolge ihres Schweregrades auf-
geführt werden. 
 
Grundlage für die Feststellung der Höhe des Grades der Behin-
derung ist die Versorgungsmedizin-Verordnung (VersMedV). 
Die darin enthaltenen „Versorgungsmedizinischen Grundsätze“ 
beinhalten eine „GdS-Tabelle“ für einzelne Behinderungen. Der 
Grad der Schädigung entspricht dabei dem Grad der Behinde-
rung im Schwerbehindertenrecht. 
 
In den versorgungsmedizinischen Grundsätzen wird ausdrück-
lich darauf hingewiesen, dass bei der Ermittlung des Gesamt-
GdB für alle Beeinträchtigungen die einzelnen GdB-Werte nicht 
addiert werden dürfen. Auch andere Rechenmethoden sind für 
die Bildung eines Gesamt-GdB ungeeignet. Maßgebend sind 
die Auswirkungen der einzelnen Funktionsbeeinträchtigungen 
in ihrer Gesamtheit unter Berücksichtigung ihrer wechselseiti-
gen Beziehungen zueinander. 
 
Bei der Beurteilung des Gesamt-GdB ist von der Funktionsbe-
einträchtigung auszugehen, die den höchsten Einzel-GdB be-
dingt und dann im Hinblick auf alle weiteren Funktionsbeein-
trächtigungen zu prüfen, ob und inwieweit hierdurch das Aus-
maß der Behinderung größer wird, ob also wegen der weiteren 
Funktionsbeeinträchtigungen dem ersten GdB 10,20 oder mehr 
Punkte hinzuzufügen sind, um der Behinderung insgesamt ge-
recht zu werden. 
 
Dabei ist zu beachten, 
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 wieweit die Auswirkung der einzelnen Beeinträchtigun-
gen voneinander unabhängig sind und damit ganz ver-
schiedene Bereiche im Ablauf des täglichen Lebens 
betreffen. 
Beispiel: Beim Zusammentreffen eines insulinpflichti-
gen Diabetes mit einer Hörbehinderung und einer Geh-
behinderung ist der behinderte Mensch in drei ver-
schiedenen Bereichen des täglichen Lebens betroffen, 
wobei jeder Bereich, der Schwere der einzelnen Ge-
sundheitsstörung entsprechend, bei der Gesamtbeur-
teilung zu beachten ist. 

 ob sich eine Beeinträchtigung auf eine andere beson-
ders nachhaltig auswirkt. Dies ist vor allem der Fall, 
wenn Beeinträchtigungen an paarigen Gliedmaßen  
oder Organen – also z.B. an beiden Armen oder beiden 
Beinen oder beiden Nieren oder beiden Augen – vorlie-
gen. 

 wieweit sich die Auswirkungen der Beeinträchtigungen 
überschneiden. Beispiel: Neben einem Herzschaden 
mit schwerer Leistungsbeeinträchtigung liegen ein Lun-
genemphysem und ein leichter Schaden an einem Fuß 
vor. Die Gehfähigkeit und die gesamte Leistungsfähig-
keit wird schon durch den Herzschaden sehr einge-
schränkt, sodass sich die anderen beiden Gesund-
heitsschäden nur noch wenig auswirken können. 

 dass das Ausmaß einer Beeinträchtigung durch hinzu-
tretende Gesundheitsstörungen oft gar nicht verstärkt 
wird.  
Beispiel: Peroneuslähmung und Versteifung des Fuß-
gelenks in günstiger Stellung an demselben Bein. 
 

Leichtere Gesundheitsstörungen mit einem Behinderungsgrad 
von weniger als 20 können nur im Rahmen des Gesamt-GdB 
berücksichtigt werden. 
 
Der ärztliche Dienst des Versorgungsamtes beurteilt, ob und 
wann von Amts wegen eine Nachprüfung des Gesundheitszu-
standes erfolgen soll und auf welche Gesundheitsstörung sich 
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die Nachuntersuchung beziehen soll. Bei einigen Gesundheits-
störungen (z.B. bösartige Geschwulst, Transplantationen  
innerer Organe) wird dabei die Zeit einer Heilungsbewährung 
berücksichtigt. 
 
Der ärztliche Dienst prüft auch, ob und ggf. welche gesundheit-
lichen Merkmale zur Inanspruchnahme von Nachteilsausglei-
chen vorliegen. Mindestvoraussetzungen gibt es nur für ein-
zelne Nachteilsausgleiche, nicht aber für Kombinationsfälle. 
Liegen die Mindestvoraussetzungen im Einzelfall nicht vor, so 
wird jeder Fall individuell geprüft. 
 
Der Antragsteller hat das Recht, die versorgungsärztlichen Be-
urteilungen und übrigen Unterlagen einzusehen; er kann des-
halb Akteneinsicht beantragen. 
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Bescheid über die Feststellung ei-
ner Behinderung, des Grades der 
Behinderung (GdB) und der ge-
sundheitlichen Merkmale für die 
Inanspruchnahme von Nachteils-
ausgleichen 
 
Nach Abschluss der versorgungsärztlichen Auswertung und 
Überprüfung der sonstigen Voraussetzungen nach dem SGB IX 
(rechtmäßig wohnen, sich gewöhnlich aufhalten oder arbeiten 
im Geltungsbereich des Gesetzes) erteilt das Versorgungsamt 
dem Antragsteller einen Feststellungsbescheid, wenn der (Ge-
samt-)GdB mindestens 20 beträgt. Dieser Bescheid enthält ne-
ben der Anschrift des behinderten Menschen und sonstigen An-
gaben den festgestellten Grad der Behinderung. Sofern meh-
rere Beeinträchtigungen nebeneinander festgestellt worden 
sind, ist dem Bescheid lediglich der Gesamt-GdB zu entneh-
men. 
 
Darüber hinaus wird festgestellt, welche gesundheitlichen 
Merkmale für die Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen 
vorliegen und welcher Ausweis (GdB mindestens 50) auszu-
stellen ist. 
 
Die genaue Bezeichnung der Behinderung wird in den Gründen 
aufgeführt. 
 
Der Feststellungsbescheid dient 

1. dem behinderten Menschen zur persönlichen Informa-
tion. Er selbst entscheidet darüber, ob er den Inhalt des 
Bescheides anderen (z.B. seinem Arbeitgeber) zu-
gänglich macht; 
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2. als Grundlage zur Ausstellung eines Ausweises, sofern 
der GdB mindestens 50 beträgt; 

 
3. zur Vorlage beim zuständigen Arbeitsamt, wenn der 

GdB mit 30 oder 40 festgestellt worden ist und ein An-
trag auf Gleichstellung mit einem schwerbehinderten 
Menschen gestellt werden soll. 

 
Der Feststellungsbescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung versehen. 
 
Die Versorgungsverwaltung erteilt ausschließlich vollautoma-
tisch erstellte Bescheide, die auf die individuellen Verhältnisse 
des Einzelfalles abgestellt sind. Diesem Bescheid wird soweit 
sie die Feststellung eines GdB von mindestens 50 und/oder von 
Merkzeichen treffen – das sog. „Merkblatt zum Ausweis über 
die Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch“ beigefügt. Die-
ses gibt einen groben Überblick über die Inanspruchnahme von 
Nachteilsausgleichen. Einen Anspruch auf Vollständigkeit kann 
es nicht erfüllen. 
 
Einen Ablehnungsbescheid erhält der Antragsteller, wenn der 
(Gesamt-) GdB unter 20 liegt. 
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Ausweis 
 
Zum Nachweis der Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch, 
des Grades der Behinderung und weiterer gesundheitlicher 
Merkmale, die Voraussetzung für die Inanspruchnahme von 
Rechten und Nachteilsausgleichen nach dem SGB IX oder 
nach anderen Vorschriften sind, erhält der behinderte Mensch, 
dessen GdB mindestens 50 beträgt, einen Ausweis in grüner 
Grundfarbe oder bei Vorliegen der Freifahrtberechtigung einen 
grün-orangenen Ausweis. 
 
Die Ausweise werden im Scheckkartenformat ausgestellt. Bis-
her ausgestellte Ausweise im Papierformat bleiben bis zum Ab-
lauf ihrer Gültigkeitsdauer gültig, es sei denn, sie sind einzuzie-
hen, weil zum Beispiel die Schwerbehinderung nicht mehr be-
steht oder sich der Grad der Behinderung geändert hat. Die al-
ten Schwerbehindertenausweise im Papierformat können ge-
gen einen Ausweis im Scheckkartenformat umgetauscht wer-
den. 
 
Er enthält den Nachweis der Schwerbehinderung auch in eng-
lischer Sprache. Für blinde Menschen wird die Buchstabenfolge 
sch-b-a in Brailleschrift aufgedruckt, damit diese Menschen ih-
ren Schwerbehindertenausweis besser von anderen Karten 
gleicher Größe unterscheiden können. 
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Im gleichen Format wird der Ausweis in grüner Grundfarbe aus-
gestellt. 
 
Gültigkeitsdauer 
 
Die Gültigkeit des Ausweises ist für die Dauer von längstens 5 
Jahren vom Monat der Ausstellung an zu befristen. In den Fäl-
len, in denen eine Neufeststellung wegen einer wesentlichen 
Änderung in den gesundheitlichen Verhältnissen, die für die 
Feststellung maßgebend sind, nicht zu erwarten ist, kann der 
Ausweis unbefristet ausgestellt werden. 
 
Ausweise für schwerbehinderte Menschen unter 10 Jahren 
werden bis zur Vollendung des 10. Lebensjahres befristet ohne 
Lichtbild ausgestellt. Ab Vollendung des 10. Lebensjahres ist 
der Ausweis mit einem Lichtbild zu versehen. 
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Für schwerbehinderte Menschen zwischen 10 und 15 Jahren 
wird die Gültigkeitsdauer des Ausweises bis längstens zum 
Ende des Kalendermonats befristet, in dem das 20. Lebensjahr 
vollendet wird. 
 
Bei schwerbehinderten Menschen, die das Haus nicht oder nur 
mit Hilfe eines Krankenwagens verlassen können, ist der Aus-
weis auf Antrag ohne Lichtbild auszustellen. Auf dem Ausweis 
wird der Vermerk: „Ohne Lichtbild gültig“ eingetragen. 
 
Bei nichtdeutschen schwerbehinderten Menschen, deren natio-
nales Visum oder Aufenthaltserlaubnis befristet ist, wird die 
Gültigkeitsdauer des Ausweises bis zu dem Monat befristet, in 
dem der Aufenthaltstitel abläuft. 
 
Der Kalendermonat und das Kalenderjahr, bis zu deren Ende 
der Ausweis gültig ist, werden auf der Vorderseite des Auswei-
ses eingetragen. 
 
Auf der Rückseite des Ausweises wird als Gültigkeitsbeginn im 
Regelfall der Tag des Antragseingangs beim Versorgungsamt 
eingetragen. 
 
Auf den früheren Schwerbehindertenausweisen in Papierfor-
mat konnten auf der Rückseite gegebenenfalls weitere Daten 
eingetragen werden. War beispielsweise festgestellt worden, 
dass die Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch, ein ande-
rer Grad der Behinderung oder ein oder mehrere gesundheitli-
che Merkmale bereits zu einem früheren Zeitpunkt vorgelegen 
haben, konnte auf der Rückseite zusätzlich das Datum einge-
tragen werden, von dem ab die jeweiligen Voraussetzungen mit 
dem Ausweis nachgewiesen werden können. Eine solche Ein-
tragungsmöglichkeit kann auf dem neuen verkleinerten Aus-
weis nicht mehr vorgehalten werden und ist daher gesetzlich 
auch nicht mehr vorgesehen. Die schwerbehinderten Men-
schen haben jedoch auch in Zukunft die Möglichkeit, in solchen 
Fällen den Nachweis durch den Feststellungsbescheid zu füh-
ren, so dass sie in ihrer Rechtsposition keine Einbuße erleiden. 
 



Behinderung und Ausweis (Sachsen-Anhalt) 
 

- 42 - 

 

Bei einer Neufeststellung oder einer Verlängerung des Auswei-
ses muss ein neuer Ausweis ausgestellt werden. Hierfür muss 
der schwerbehinderte Mensch jeweils ein Passbild beibringen, 
welches eingescannt und aufgedruckt wird. 
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Beiblatt zum Ausweis 
 
Das Versorgungsamt übersendet mit dem Feststellungsbe-
scheid und dem Ausweis mit halbseitigem orangefarbenem 
Flächendruck („Freifahrtausweis“) einen Antrag auf Ausstellung 
eines Ausweisbeiblattes. Wer die „Freifahrt“ beantragt hat, er-
hält vom Versorgungsamt als Nachweis seiner Berechtigung 
zusätzlich ein Beiblatt mit Wertmarke. 
 
Das Beiblatt zum Ausweis wird bei „Freifahrt“ nach dem folgen-
den Muster in der Grundfarbe weiß von der zuständigen Stelle 
ausgestellt. 
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Das Beiblatt wird mit einer Wertmarke mit bundeseinheitlichem 
Hologramm versehen. Dort wird Monat und Jahr eingetragen, 
von dem an die Wertmarke gültig ist und auch die Gültigkeit ab-
läuft. 
 
1. Bei Eintragung der Merkzeichen „H“ oder „Bl“ im Ausweis 

braucht der behinderte Mensch für die Wertmarke nichts zu 
bezahlen. Bei der Eintragung „Kriegsbeschädigt“ und den 
Merkzeichen VB oder EB erhält der Versorgungsberech-
tigte die Wertmarke kostenlos, wenn er bereits am 1. Okto-
ber 1979 freifahrtberechtigt war und der Grad der Schädi-
gungsfolgen (GdS) aufgrund der Schädigung heute noch 
mindestens 70 beträgt (oder 50 und 60 mit „G“ infolge der 
Schädigung). 

 
2. Die Wertmarke wird kostenlos an schwerbehinderte Men-

schen ausgegeben, die Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts nach dem Zweiten Buch oder für den Le-
bensunterhalt laufende Leistungen nach dem Dritten oder 
Vierten Kapitel des Zwölften Buches, dem Achten Buch So-
zialgesetzbuch oder §§ 27a und 27d des Bundesversor-
gungsgesetzes erhalten.  
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Zu den Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II), die ei-
nen Anspruch auf unentgeltliche Wertmarke begründen, 
gehören: 

 
 das Arbeitslosengeld II nach §§ 19 und folgende SGB 

II 
 das Sozialgeld nach § 19 SGB II 
 das Krankengeld nach § 44 4SGB V in Höhe des zuvor 

gezahlten Arbeitslosengeldes 
 

Zu den laufenden Leistungen nach dem SGB XII für den 
Lebensunterhalt, die einen Anspruch auf eine unentgeltli-
che Wertmarke begründen, gehören: 
 
a) laufende Leistungen nach dem dritten Kapitel des SGB 

XII (Hilfe zum Lebensunterhalt, §§ 27 bis 40 SGB XII). 
Es darf sich jedoch nicht um einmalige Leistungen han-
deln. 

 
Laufende Leistungen in diesem Sinne können sein: 

 
 Leistungen für den Lebensunterhalt 
 Leistungen für Unterkunft und Heizung 
 Mehrbedarfszuschläge 
 Beiträge zu einer Kranken- beziehungsweise Pfle-

geversicherung 
 Beiträge für die Vorsorge 
 Hilfe zum Lebensunterhalt in Sonderfällen 
 Leistungen für den notwendigen Lebensunterhalt in 

Einrichtungen 
 Darlehen 

 
b) Leistungen der Grundsicherung nach dem vierten Ka-

pitel des SGB XII (§§ 41 bis 46b SGB XII) 
 

Das Beiblatt, das kostenlos ausgestellt wird, ist stets für die 
Dauer von 12 Monaten gültig. 
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3. Alle übrigen „freifahrtberechtigten“ schwerbehinderten 
Menschen müssen die Wertmarke bezahlen: 

 

Die behinderten Menschen, die das Merkzeichen „aG“ im 
Ausweis haben, können beim Hauptzollamt die Kraftfahrzeug-
steuerbefreiung allein mit dem Schwerbehindertenausweis be-
antragen. 
 
Wer nicht zur Gruppe 1 gehört und auch kein Merkzeichen „aG“ 
im Ausweis hat, kann die Wertmarke für die Freifahrt nicht er-
halten, solange er die Kraftfahrzeugsteuermäßigung von 50% 
in Anspruch nimmt. Er braucht aber das Beiblatt ohne Wert-
marke als Nachweis gegenüber dem Hauptzollamt für die Kraft-
fahrzeugsteuermäßigung. Aufgrund seines Wahlrechts kann er 
sich jederzeit für die Kraftfahrzeugsteuermäßigung oder für die 
„Freifahrt“ neu entscheiden. 
 
Die Möglichkeit der Rückerstattung der Eigenbeteiligungsbe-
träge beschränkt sich nur auf die Ganzjahreswertmarke. Für die 
Halbjahreswertmarke ist somit keine Rückerstattung möglich. 
 
Ausnahme für eine volle Rückerstattung des Eigenbeteiligungs-
betrages liegen vor, wenn die Ganz- bzw. Halbjahreswertmarke 
vor Beginn der Gültigkeit zurückgegeben wird oder wenn sich 
durch Feststellung des Merkzeichen „H“ oder „BL“ der An-
spruch auf eine unentgeltliche Wertmarke ergibt. 
 
Das Beiblatt mit Wertmarke gibt das zuständige Versorgungs-
amt auf Antrag heraus. Die Wertmarke wird gegen Entrichtung 
eines Eigenbeteiligungsbetrages für ein Jahr oder für ein halbes 
Jahr ausgegeben. 
 
Wird die für ein Jahr ausgegebene Wertmarke vor Ablauf eines 
halben Jahres ihrer Gültigkeit zurückgegeben, wird auf Antrag 
die Hälfte der Gebühr erstattet. Entsprechendes gilt für den Fall, 
dass der Berechtigte vor Ablauf eines halben Jahres der Gültig-
keit der für ein Jahr ausgegebenen Wertmarke verstirbt. 
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Als Fahrausweis dienen allein der grüne Schwerbehinderten-
ausweis mit orangefarbenem halbseitigen Flächendruck und 
das Beiblatt mit gültiger Wertmarke. 
 
Die Freifahrtberechtigung besteht in allen Zügen des Nahver-
kehrs der Deutschen Bahn: Regionalbahn (RB), Regionalex-
press (RE) und Interregio-Express (IRE) in der zweiten Klasse. 
 
Eine Nutzung von Fernverkehrszügen mit dem grünen Schwer-
behindertenausweis mit orangefarbenem halbseitigen Flächen-
druck und dem Beiblatt mit gültiger Wertmarke ist in der Regel 
nicht möglich. 
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Bescheinigungen 
 
Bescheinigungen über die dauernde Einbuße der körperlichen 
Beweglichkeit oder über das Vorliegen einer typischen Berufs-
krankheit“: 
 
Zur Inanspruchnahme von Steuerfreibeträgen benötigen behin-
derte Menschen, deren GdB/MdE  auf weniger als 50, aber min-
destens 25 festgestellt worden ist, einen Nachweis darüber, 
dass 

 ihnen wegen der Behinderung nach gesetzlichen Vor-
schriften Renten oder andere lfd. Bezüge zustehen  
oder 

 die Behinderung zu einer dauernden Einbuße der kör-
perlichen Beweglichkeit geführt hat oder 

 die Behinderung auf einer typischen Berufskrankheit 
beruht. 

 
Den Nachweis, dass die Behinderung zu einer dauernden Ein-
buße der körperlichen Beweglichkeit geführt hat, können die 
behinderten Menschen entweder durch 

 die Vorlage ihres Feststellungsbescheides führen oder 
 durch eine Bescheinigung erbringen, die vom Versor-

gungsamt ausgestellt wird. 
 
Die dauernde Einbuße der körperlichen Beweglichkeit kann 
auch dann bestätigt werden, wenn sie Folge innerer Krankhei-
ten ist (beispielsweise bei Herz- und Lungenfunktionsstörungen 
mit einem GdB/MdE-Grad von 30) oder auf Schäden an den 
Sinnesorganen zurückzuführen ist (beispielsweise bereits bei 
einer Seh- oder Hörbehinderung mit einem GdB von 30). 
 
Der Nachweis, dass eine typische Berufskrankheit vorliegt, 
kann von Versicherten der gesetzlichen Unfallversicherung 
durch Vorlage des Bescheides der Berufsgenossenschaft beim 
Finanzamt geführt werden. Behinderte Menschen, die nicht 
Versicherte in der gesetzlichen Unfallversicherung sind, erhal-
ten eine Bescheinigung des Versorgungsamtes, in der wie bei 
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Versicherten das Vorliegen einer typischen Berufskrankheit 
nach der Reichsversicherungsordnung in Verbindung mit der 
geltenden Berufskrankheitenverordnung beurteilt wird. 
 
Bei Glaubhaftmachung eines besonderen Interesses der behin-
derten Menschen kann eine Bescheinigung auch für Zeiten vor 
einer Antragstellung nach dem SGB IX vom Versorgungsamt 
ausgestellt werden. 
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Rechtsbehelf 
 
Gegen Feststellungsbescheide der Versorgungsämter kann 
der behinderte Mensch oder ein von ihm Bevollmächtigter in-
nerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Widerspruch er-
heben. Der Widerspruch kann schriftlich oder zur Niederschrift 
beim Versorgungsamt erhoben werden. Erst nach Abschluss 
dieses Verfahrens durch einen Widerspruchsbescheid ist die 
Klage möglich. Ausnahmsweise kann der behinderte Mensch 
auch schon vor Abschluss des Widerspruchsverfahrens klagen, 
die Klage ist beim zuständigen Sozialgericht schriftlich einzule-
gen. 
 
Für die Fristwahrung kommt es darauf an, wann der Wider-
spruch beim Versorgungsamt bzw. wann die Klage beim  
Sozialgericht eingeht. Widerspruch und Klage sind auch dann 
noch fristgerecht, wenn sie innerhalb der Monatsfrist bei einer 
anderen inländischen Behörde eingehen (z.B. Stadtverwaltung) 
oder bei einem Versicherungsträger (z.B. Betriebskrankenkas-
sen, AOK). 
 
Es ist empfehlenswert, sich rechtzeitig vor Ablauf der Frist mit 
dem behandelnden Arzt und/oder dem Bevollmächtigten (z.B. 
einem Rechtsanwalt, der Gewerkschaft, einem Behindertenver-
band) zu besprechen, um festzustellen, ob ein Widerspruch mit 
Aussicht auf Erfolg eingelegt werden kann. Reicht die Zeit nicht 
mehr für eine ausführliche Begründung, so genügt zur Fristwah-
rung ein Schreiben. Die Begründung sollte dann dem Versor-
gungsamt innerhalb eines angemessenen Zeitraumes über-
sandt werden. Gleiches gilt für Klage und Berufung an das zu-
ständige Gericht. 
 
Der behinderte Mensch hat auch die Möglichkeit, jederzeit beim 
Versorgungsamt Akteneinsicht (z.B. zur Vorbereitung der Wi-
derspruchsbegründung) zu verlangen. Sofern es für ihn günsti-
ger ist, kann er die Akten auch beim Sozialamt seiner Wohnge-
meinde einsehen oder auch über einen Rechtsanwalt/einen Be-
hindertenverband einsehen lassen. Auch im Klageverfahren ist 
Akteneinsicht möglich. Das Versorgungsamt übersendet dem 
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Behinderten auf Anforderung auch Kopien der Unterlagen. Die 
Kosten hat der behinderte Mensch zu erstatten. 
 
Lässt sich der behinderte Mensch durch einen Bevollmächtig-
ten vertreten, so erhält dieser den gesamten Schriftverkehr im 
Verfahren. Wendet sich die Behörde an den behinderten Men-
schen selbst, hat sie den Bevollmächtigten zu verständigen und 
über den Stand des Verfahrens auf dem Laufenden zu halten. 
 
Weil die Feststellung bestimmter Behinderungsgrade und wei-
terer gesundheitlicher Merkmale für die Inanspruchnahme von 
Nachteilsausgleichen genauso bedeutsam sein kann wie die 
Feststellung eines GdB von 50 (Eigenschaft als schwerbehin-
derter Mensch) oder von 30 (Voraussetzung zur Gleichstel-
lung), ist gegen Urteile der Sozialgerichte ohne Einschränkung 
innerhalb eines Monats die Berufung beim Landessozialgericht 
zulässig. 
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Muster 
 

Ralf Mustermann                                 Musterstadt, 99.99.99  
Musterstr. 20  
99999 Musterstadt 
 
Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
Landesversorgungsamt 
Maxim-Gorki-Str. 7    bzw. Olvenstedter Str. 2 
06114 Halle                       39108 Magdeburg 
 
 
Gegen Ihren Bescheid vom......... AZ:..... erhebe ich hiermit 
 
Widerspruch. 
 
Schriftliche Begründung folgt. 
 
 
Ralf Mustermann 
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Änderung des Feststellungsbe-
scheides/des Ausweises 
 
1. Auf Antrag des (schwer-) behinderten Menschen 
 
a) Änderung des Gesundheitszustandes: 
 
Feststellungen der Versorgungsämter über eine Behinderung, 
den Grad der Behinderung und die gesundheitlichen Merkmale 
können geändert werden, wenn sich die Verhältnisse nach der 
letzten Feststellung wesentlich geändert haben (positiv oder 
negativ). Wesentlich ist eine Änderung nur dann, wenn sich der 
Grad der Behinderung durch Verschlimmerung oder Besserung 
der Behinderung um wenigstens 10 nach oben oder unten än-
dert oder wenn Merkzeichen im Ausweis zusätzlich vermerkt 
werden oder wegfallen sollen. 
 
(Siehe auch „Ergänzende Hinweise zum Antragsvordruck“.) 
 
Das Versorgungsamt prüft die Voraussetzungen. Die Überprü-
fung kann auch ergeben, dass der GdB herabgesetzt wird z.B. 
wenn 

 sich die Behinderung entgegen der Annahme des An-
tragstellers nicht verschlimmert, sondern gebessert 
hat, 

 die frühere Bewertung unrichtig war, 
 sich die rechtlichen Grundlagen für die Bewertung der 

Behinderung seit der letzten Feststellung geändert ha-
ben.  
Beispiel: Mit der 3. Verordnung zur Änderung der Vers-
MedV wurden u.a. die Beurteilungsvorgaben für En-
doprothesen mit Wirkung ab 23.12.2010 geändert. Seit-
her ist ein künstliches Kniegelenk (Totalendoprothese) 
in der Regel mit einem GdB von 20 (vorher 30) zu be-
werten. Für beidseitige künstliche Kniegelenke wird 
nunmehr ein GdB von 30 (vorher 50) in Ansatz ge-
bracht. 
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Falls das Versorgungsamt feststellt, dass sich der GdB aus den 
genannten Gründen verringert und/oder bereits festgestellte 
Merkzeichen entfallen, wird ein geänderter Bescheid erteilt. 
Vorher ist der schwerbehinderte Mensch nach § 24Sozialge-
setzbuch Zehn (SGB X) anzuhören. 
 
Gegen diesen Bescheid kann der schwerbehinderte Mensch ei-
nen Rechtsbehelf einlegen. Wenn der behinderte Mensch sich 
mit dem Rechtsbehelf gegen einen für ihn ungünstigen Neufest-
stellungsbescheid wehrt, stellt das Versorgungsamt bei Ablauf 
der Gültigkeitsdauer des im Besitz befindlichen Ausweises ei-
nen neuen Ausweis bis zum Abschluss des Rechtsbehelfsver-
fahrens ohne Änderung aus. 
 
b) Verzicht auf die Eigenschaft als schwerbehinderter 

Mensch: 
 
Ein Verzicht auf den Schwerbehindertenstatus ist grundsätzlich 
nicht möglich, weil die Eigenschaft als schwerbehinderter 
Mensch kraft Gesetzes eintritt, sobald die in § 2 Abs. 2 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) genannten ge-
setzlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 
 
Unter Beachtung der Rechtsprechung des Bundessozialgerich-
tes ist jedoch auf besonderen Antrag des behinderten Men-
schen sowohl eine (vorherige) Beschränkung des Feststel-
lungsantrages auf einzelne Gesundheitsstörungen als auch ein 
(nachträglicher) Verzicht auf vom Versorgungsamt bereits fest-
gestellte Beeinträchtigungen zugelassen. Der Grad der Behin-
derung sowie die Feststellung von Merkzeichen richten sich 
dann allein nach den noch verbleibenden festzustellenden oder 
festgestellten Beeinträchtigungen. Das kann dazu führen, dass 
ein GdB unter 50 festgestellt und der Ausweis eingezogen wird. 
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2. Von Amts wegen 
 
a) Änderung des Gesundheitszustandes: 
 
Ein rechtswirksamer Feststellungsbescheid kann auch bei 
Nachprüfung von Amts wegen nur geändert werden, wenn sich 
die gesundheitlichen Verhältnisse nach der letzten Feststellung 
wesentlich positiv oder negativ geändert haben. 
 
Eine wesentliche Änderung im Ausmaß der Behinderung liegt 
nur vor, wenn der veränderte Gesundheitszustand mehr als 6 
Monate angehalten hat oder voraussichtlich anhalten wird und 
die Änderung des GdB wenigstens 10 beträgt. 
 
Eine wesentliche Änderung ist auch gegeben, wenn die ent-
scheidenden gesundheitlichen Voraussetzungen für Nachteils-
ausgleiche für behinderte Menschen erfüllt werden oder entfal-
len sind. Eine wesentliche Änderung liegt nicht vor, wenn eine 
Gesundheitsstörung, ohne sich verändert zu haben, lediglich 
abweichend beurteilt wird. Nach der Behandlung von Krankhei-
ten, bei denen die Entwicklung noch ungewiss ist (z.B. bösar-
tige Geschwulstkrankheiten), wird vor Herabsetzung des GdB 
noch eine Zeit der Heilungsbewährung abgewartet. 
 
Entfallen eine oder mehrere Beeinträchtigungen, die zur Fest-
stellung eines Gesamt-GdB geführt haben, so ist vom Versor-
gungsamt ein neuer Gesamt-GdB festzustellen. 
 
b) Rücknahme von Verwaltungsbescheidungen: 
 
Wenn keine wesentlichen Änderungen der Verhältnisse einge-
treten sind, kann das Versorgungsamt einen bindend geworde-
nen Feststellungsbescheid über die Behinderung nur unter fol-
genden Voraussetzungen zurücknehmen: 

 Zu Gunsten des Betroffenen kann der Verwaltungsakt 
nur zurückgenommen werden, wenn bei seinem Erlass 
das Recht unrichtig angewandt oder von einem Sach-
verhalt ausgegangen worden ist, der sich als unrichtig 
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erwiesen hat (z.B. Fehldiagnose, unrichtige Einschät-
zung des Ausmaßes der Gesundheitsstörung). Folge: 
Das Versorgungsamt erlässt einen neuen Feststel-
lungsbescheid, der z.B. einen höheren GdB oder zu-
sätzliche Merkmale anerkennt. 

 Zu Ungunsten des behinderten Menschen kann die 
Verwaltungsentscheidung nur zurückgenommen wer-
den, soweit er nicht auf den Bestand des Bescheides 
vertraut hat und sein Vertrauen unter Abwägung mit 
dem öffentlichen Interesse an einer Rücknahme der fal-
schen Entscheidung schutzwürdig ist. Hierbei sind be-
stimmte Fristen zu beachten. In der Regel gilt, dass 
eine Rücknahme innerhalb einer Frist von 2 Jahren seit 
Erteilung des falschen Bescheides stets möglich ist. 
Der Ausweis muss dem Versorgungsamt erst dann zur 
Berichtigung eingereicht werden, wenn der neue Be-
scheid rechtswirksam geworden ist. 

 
c) Verfahren: 
 
Die Versorgungsverwaltung muss vor Erlass eines Bescheides, 
der in Rechte des behinderten Menschen eingreift, ihm Gele-
genheit geben, sich zu den für die Entscheidung erheblichen 
Tatsachen zu äußern. 
 
Dazu ist notwendig, dass die Versorgungsverwaltung die 
Gründe im Einzelnen nennt, die sie dazu bewogen haben, das 
Vorliegen einer Behinderung, den GdB oder die gesundheitli-
chen Merkmale zukünftig anders als bisher zu bewerten. 
 
Ein pauschaler Hinweis auf das Ergebnis einer ärztlichen Un-
tersuchung genügt nicht, vielmehr sind die für die Entscheidung 
erheblichen Tatsachen (z.B. Untersuchungsergebnisse, Ergeb-
nis eines beigezogenen Befundberichtes und der Name des 
Arztes, der ihn erstattet hat) mitzuteilen. 
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Änderung eines Rentenbeschei-
des, einer Verwaltungs- oder Ge-
richtsentscheidung 
 
Die in einem Rentenbescheid, einer Verwaltungs- oder Ge-
richtsentscheidung über die Behinderung und zum Behinde-
rungsgrad getroffene Feststellung, die nicht vom Versorgungs-
amt erfolgte, kann nach den Vorschriften des jeweiligen Ren-
ten- oder Leistungsträgers geändert werden. Die Änderung 
wirkt sich in vielen Fällen auf den Schwerbehindertennachweis 
(Ausweis) aus. 
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Schutzfrist bei Wegfall der Ei-
genschaft als schwerbehinderter 
Mensch 
 
Ist die Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch weggefallen, 
weil sich der Behinderungsgrad nach Feststellung des Versor-
gungsamtes auf weniger als 50 verringert hat, so behält der be-
hinderte Mensch den Schwerbehindertenschutz und den 
Schwerbehindertenausweis bis zum Ende des dritten Kalender-
monats, der auf den Eintritt der Unanfechtbarkeit des die Ver-
ringerung feststellenden Bescheides folgt. 
 
1. Beispiel: 
Ein behinderter Mensch erhält am 08.01.2020 vom Versor-
gungsamt einen Neufeststellungsbescheid, wonach bei ihm ein 
Behinderungsgrad von nur noch 40 festgestellt wird. Der behin-
derte Mensch erhebt gegen diesen Bescheid keinen Wider-
spruch. Der Bescheid wird im Februar (1 Monat nach Zustellung 
des Bescheides) rechtswirksam. Am Ende des dritten Kalen-
dermonats nach Eintritt der Unanfechtbarkeit, d.h. mit Ablauf 
des 31.05.2020, erlischt der Schutz. 
 
2. Beispiel: 
Der behinderte Mensch erhält den Neufeststellungsbescheid 
des Versorgungsamtes, wonach bei ihm nur noch ein GdB von 
40 festgestellt wird, am 08.01.2020. Er erhebt innerhalb der 
Rechtsbehelfsfrist beim Versorgungsamt Widerspruch gegen 
den Bescheid. Die Versorgungsverwaltung weist den Wider-
spruch im April 2020 zurück. Der behinderte Mensch be-
schließt, nicht zu klagen. Der Bescheid wird im Mai (ein Monat 
nach Zustellung des Widerspruchsbescheides) rechtswirksam. 
Erst am Ende des dritten Kalendermonats, d.h. mit Ablauf des 
31.08.2020, erlischt auch der gesetzliche Schutz. 
 
Der behinderte Mensch kann bis zum Ablauf der dreimonatigen 
Schutzfrist seine Rechte nach dem Schwerbehindertenrecht 
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(z.B. Kündigungsschutz) und die Nachteilsausgleiche in An-
spruch nehmen. 
  



Behinderung und Ausweis (Sachsen-Anhalt) 
 

- 60 - 

 

Einziehung des Ausweises 
 
Der Ausweis wird ohne Schutzfrist eingezogen, wenn der be-
hinderte Mensch nicht mehr im Geltungsbereich des Gesetzes: 
a) rechtmäßig wohnt, 
b) sich rechtmäßig gewöhnlich aufhält oder 
c) bei Auslandswohnsitz rechtmäßig als Arbeitnehmer in 

Deutschland tätig ist; denn er ist dann nicht mehr ein 
schwerbehinderter Mensch im Sinne des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB IX). (Dies gilt z.B. nicht bei einer 
Abordnung eines deutschen behinderten Arbeitnehmers 
durch eine deutsche Firma oder Behörde ins Ausland für 
eine befristete Zeit.) 

 
Wenn das Versorgungsamt den GdB auf unter 50 herabsetzt, 
behält der Behinderte den Ausweis bis zum Ablauf der Schutz-
frist. Danach wird der Ausweis eingezogen. 
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Verlängerung der Gültigkeits-
dauer des Schwerbehinderten-
ausweises 
 
Rechtzeitig (ca. 1 Monat) vor Ablauf der Gültigkeitsdauer sollte 
die Verlängerung als Neuausstellung beantragt werden, wenn 
der Ausweis weiterhin genutzt werden soll. 
 
Das Versorgungsamt muss den Schwerbehindertenausweis 
auf Antrag neu ausstellen, solange der der Ausweisausstellung 
zugrundeliegende Feststellungsbescheid oder Rentenbescheid 
bzw. die Verwaltungs- oder Gerichtsentscheidung nicht durch 
eine unanfechtbare neue Entscheidung geändert worden ist. 
Die Neuausstellung erfolgt in der Regel für 5 Jahre. Wenn in 
den gesundheitlichen Verhältnissen, die für die Feststellung 
maßgebend sind, keine wesentliche Änderung zu erwarten ist, 
wird der Ausweis unbefristet ausgestellt. 
Zuständig ist das Versorgungsamt, in dessen Bereich der be-
hinderte Mensch seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat (nach 
Umzug das Versorgungsamt, das für den neuen Wohnsitz zu-
ständig ist). 
 
Durch die Ausstellung des Ausweises als Plastikkarte muss bei 
Verlängerungen oder Änderungen ein neuer Ausweis ausge-
stellt werden.  
Dafür ist vom Antragsteller ein Lichtbild einzureichen. 
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Gleichstellung 
 
Liegt infolge der Behinderung ein GdB von mindestens 50 nicht 
vor, so besteht keine Eigenschaft als schwerbehinderter 
Mensch. Wenn der GdB aber mindestens 30 beträgt, kann der 
behinderte Mensch bei der Agentur für Arbeit die Gleichstellung 
mit einem schwerbehinderten Menschen beantragen. 
 
Diesem Antrag kann die Agentur für Arbeit nur entsprechen, 
wenn der behinderte Mensch infolge seiner Behinderung ohne 
die Gleichstellung einen geeigneten Arbeitsplatz 
 nicht erlangen oder 
 nicht behalten kann. 
 
Als Nachweis des GdB legt der behinderte Mensch den Fest-
stellungsbescheid des Versorgungsamtes oder eine andere 
„Feststellung“ vor. 
 
Die Gleichstellung erfolgt rückwirkend vom Tage der Antrags-
stellung an. Damit beginnt z. B. auch der Kündigungsschutz 
nach dem Neunten Sozialgesetzbuch. Die Gleichstellung kann 
zeitlich befristet werden. 
 
Bei berufstätigen behinderten Menschen fragt die Agentur für 
Arbeit vor einer Entscheidung in der Regel den Arbeitgeber so-
wie die Schwerbehindertenvertretung und den Betriebs-/Perso-
nalrat, ob der Arbeitsplatz des behinderten Menschen tatsäch-
lich aufgrund der Behinderung gefährdet ist. Ist nicht die Behin-
derung, sondern z. B. die wirtschaftliche Situation Ursache für 
eine Arbeitsplatzgefährdung, so kann dem Antrag des behin-
derten Menschen auf Gleichstellung nicht entsprochen werden. 
 
Wer die Gleichstellung beantragen will, sollte vor der Antrags-
stellung mit dem Vertrauensmann/der Vertrauensfrau der 
schwerbehinderten Menschen und mit dem Betriebs-/Personal-
rat über den möglichen Erfolg des Antrages sprechen. 
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Gleichgestellte haben nach dem Neunten Buch Sozialgesetz-
buch alle Rechte wie schwerbehinderte Menschen. Ausgenom-
men sind: 
 der Zusatzurlaub 
 eine mögliche unentgeltliche Beförderung im öffentlichen 

Personennahverkehr und 
 eine vorgezogene Altersrente.  
 
 
Hinweis: 
In bestimmten Fällen sind junge Personen mit einem GdB unter 
30 oder sogar ohne Feststellung einer Behinderung während 
der Zeit einer Berufsausbildung schwerbehinderten Menschen 
gleichgestellt. 
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Antrag auf Gewährung von Blin-
dengeld nach dem Gesetz über 
das Blinden- und Gehörlosengeld 
im Land Sachsen-Anhalt (LBliGG) 
 
Der Nachweis über das Vorliegen von Blindheit, hochgradiger 
Sehbehinderung oder Gehörlosigkeit ist durch einen Feststel-
lungsbescheid in der Schwerbehindertenangelegenheit zu er-
bringen. 
 
Sofern eine solche Feststellung noch nicht beantragt wurde, 
sollte gleichzeitig ein Antrag auf Feststellung von Behinderun-
gen gestellt werden. Andernfalls wird Sie das Versorgungsamt 
dazu auffordern. 
 
Im Rahmen der Prüfung des Antrages auf Gewährung von Blin-
den- und Gehörlosengeld prüft das Versorgungsamt aus-
schließlich die übrigen Voraussetzungen (z.B. Leistungsaus-
schlüsse, Anrechnung von Leistungen zur Pflege nach dem Elf-
ten Buch Sozialgesetzbuch u.a.). 
 
Das LBliGG und die Antragsvordrucke finden Sie auch auf der  
Internetseite des Landesverwaltungsamtes 
 

www.lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/versorgungsverwal-
tung/blinden-gehoerlosengeld/antragsformulare/ 

  

http://www.lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/versorgungsverwaltung/blinden-gehoerlosengeld/antragsformulare/
http://www.lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/versorgungsverwaltung/blinden-gehoerlosengeld/antragsformulare/
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Anlage 
 
zu § 2 der Versorgungsmedizin-Verordnung vom 10. Dezem-
ber 2008 
 














































































































































































































































































